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Im Brennglas: 
Arbeitslosigkeit und Tarifpraxis in den neuen Ländern 

Die gegenwärtige, zunächst noch 
steigende Arbeitslosigkeit auf dem 
Boden der ehemaligen DDR ist 
schmerzlich, auch wenn sie ange­
sichts der notwendigen Umstruk­
turierung der desolaten Wirtschaft 
vorherzusehen war und bei richti­
gem Verhalten aller in absehbarer 
Zeit überwunden sein kann. Gera­
dezu erschreckend ist aber, wie die 
in der Verantwortung stehenden 
Kräfte unserer Gesellschaft mit 
dieser Arbeitslosigkeit umgehen. 

Arbeitslosigkeit und Tarif praxis: 
In der Verdrängung dieses Zusam­
menhangs spiegelt sich das ganze 
zwiespältige Verhalten gegenüber 
den neuen Bundesländern, der 
Widerspruch zwischen Postulat 
und Handeln. Die Zustände wer­
den lauthals beklagt und zugleich 
wird das getan, was sie verschlim­
mert. Wider alle wirtschaftliche 
Vernunft wird zu den falschen 
Mitteln gegriffen und die falschen 
Signale werden gesetzt. 

Gewerkschaftsfunktionäre und 
Politiker marschieren an der Spitze 
von Demonstrationszügen gegen 
Arbeitslosigkeit - gegen einen 
imaginären Gegner, der Staat oder 
Regierung heißt. Jeder weiß, daß 
damit den Menschen nicht gehol­
fen wird. Im Gegenteil. Ihnen wird 
aus vordergründigen Motiven vor­
gegaukelt, der Staat könne per 
Machtwort und mit willkürlichem 
Mitteleinsatz alles richten - so wie 
die Menschen im kommunistischen 
Staat es gewohnt waren. An diese 
Illusion wird angeknüpft, ohne den 
Menschen zu sagen, daß sie und 
das Land auf diesem Weg ruiniert 
wurden. Bei solcher Einstellung 
wird das Wort vom Gemeinschafts­
werk zur Phrase und die Chance zu 
einer wirklichen Vereinigung und 
tatsächlichen Angleichung der 
Lebensverhältnisse eher geringer. 

Keine rentable Produktion bei 
Westlöhnen 

Voraussetzung für die Gesundung 
der Wirtschaft war und ist, daß 
viele Betriebe geschlossen werden 
und in den überlebenden Betrieben 
die Überausstattung mit Personal 
abgebaut sowie die Fertigungstie­
fe verringert wird. Doch daß die 
Arbeitslosigkeit solche Ausmaße 
annimmt und die Talfahrt noch 
weitergeht, dürfte nicht zuletzt 
eine Folge der von den Gewerk­
schaften erzwungenen Lohnerhö­
hungen sein. Schon heute können 
die Betriebe im Ostteil unseres 
Landes nicht die Löhne erwirt­
schaften, die seit Anfang 1990 
vereinbart wurden. Im Metallbe­
reich Mecklenburg-Vorpommern 
ist jetzt ein Tarifabschluß gemel­
det, nach dem die Löhne dort bis 
1994 auf Westniveau steigen sollen. 
Das bedeutet - unter der Annah­
me, daß die Ost-Mark 70 West-
Pfennig wert war und daß die 
Löhne im Westen um fünf Prozent 
pro Jahr wachsen - eine Verfünf­
fachung der Löhne von 1989 bis 
1994. Von heute gerechnet müssen 
die Löhne um 30 Prozent pro Jahr 
steigen. 

Eine solche Angleichung der Löh­
ne allenthalben bis Ende 1994 aus 
eigener Wirtschaftskraft zu schaf­
fen, ist schiere Illusion. Würde sie 
erzwungen, dann würden alle noch 
Erwerbstätigen in den neuen Bun­
desländern arbeitslos und auf den 
Arbeitsmarkt im Westen strömen. 
Dann könnte auch im Westen Voll­
beschäftigung nur durch reale 
Lohnsenkungen erreicht werden. 
Zu Westlöhnen läßt sich in der 
ehemaligen DDR derzeit fast keine 
Produktion rentabel betreiben. Die 
Kapitalausstattung mag technisch 
noch brauchbar sein, wirtschaft­
lich ist sie bei solchem Lohnniveau 

Schrott. Die derzeitige Lohnpolitik 
verzögert daher nicht den Auf­
schwung in den neuen Ländern; sie 
programmiert den wirtschaftlichen 
Zusammenbruch. 

Keine Alternative zur 
Währungsunion 

Da hilft auch der anklagende Blick 
zurück auf die Währungsunion 
nicht weiter. Gewiß, sie war eine 
der Ursachen für die heute sicht­
bare Arbeitslosigkeit. Mit ihr 
wurden die Unternehmen in den 
neuen Bundesländern abrupt der 
wesentlich effizienteren Westkon­
kurrenz ausgesetzt, ohne daß sie 
ihre Wettbewerbsnachteile durch 
entsprechend niedrigere Lohnko­
sten hätten ausgleichen können. 
Doch zur Währungsunion gab es 
keine realistische Alternative. 

Die damals, Anfang 1990 propa­
gierte Vorstellung eines allmähli­
chen Übergangs zu einer deutsch/ 
deutschen Wirtschaftsunion und 
einer auf einen späteren Zeitpunkt 
hinausgeschobenen Währungsuni­
on zielte nicht zuletzt darauf ab, 
die Menschen in der DDR noch für 
längere Zeit für die Folgen der 
Produktivitätsschwäche ihrer 
Wirtschaft sowie für die Kosten 
der Umstrukturierung und Moder­
nisierung in Anspruch zu nehmen. 
Das hätte sehr niedrige Reallöhne 
erfordert, nötigenfalls gesichert 
durch die Entwertung zu hoher 
oder zu stark steigender Geldlöhne 
mittels Abwertung der Währung, 
so wie dies auch in den anderen 
ehemaligen Staatshandelsländern 
Mittel- und Osteuropas geschehen 
ist. Diese Vorstellung aber war 
angesichts der Öffnung der Gren­
zen mit einer unbeschränkten 
deutsch/deutschen Binnenwande­
rung unrealistisch. Sie wäre im 
übrigen auch kein besonders soli-
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darischer Weg gewesen. Eine bal­
dige Angleichung der Lebensver­
hältnisse hätte jedenfalls nicht 
dazu gehört. Sie paßte nicht in 
dieses Konzept. 

Zwar ist es richtig, daß die Um­
stellung der Ostmark auf Westmark 
zum Kurs von eins zu eins für alle 
laufenden Zahlungen, namentlich 
für die Löhne - zusammen mit der 
Öffnung der Grenzen für die be­
gehrten Westwaren - den größten 
Teil der Industrie der ehemaligen 
DDR vielfach vor unlösbare Wett­
bewerbsprobleme gestellt hat. 
Aber die Umstellung der Löhne zu 
einem anderen Kurs, etwa zwei zu 
eins, hätte nicht Besseres erwarten 
lassen. Die Löhne waren ja nicht 
festgeschrieben. Tatsächlich be­
gnügten sich die Menschen der 
DDR auch nicht einmal mit der 
Umstellung eins zu eins, sondern 
setzten umgehend eine kräftige 
Erhöhung der Löhne durch, die bei 
einer Umstellung von 2:1 ganz 
sicher entsprechend größer ausge­
fallen wäre. Der Umstellungskurs 
war also gar nicht das Hauptpro­
blem, die Diskussion darüber in 
vielen Teilen ein Scheingefecht. 
Das eigentliche Problem, an dem 
sich - damals wie heute - niemand 
vorbeimogeln kann, ist dies: In 
einer für Wanderungen offenen 
Volkswirtschaft müssen beide Sei­
ten des Arbeitsmarktes, Angebot 
wie Nachfrage, gleichermaßen 
ernst genommen werden, wenn es 
um marktgerechte Reallöhne geht. 

Angleichungsdruck nicht 
übertreiben 

Und da ist ein Zweifaches festzu­
stellen. Erstens: Die Löhne in den 
neuen Bundesländern passen nicht 
zur Produktivität der Arbeit und 
damit nicht zur Wettbewerbssitua­
tion der Wirtschaft. Dafür sind sie 
zu hoch. Zweitens: Wirklich pro­
duktivitätsgerechte Löhne lösen 
nicht das Problem der Ost-West-
Wanderung. Um die Menschen in 

den neuen Bundesländern zu hal­
ten, wären sie zu niedrig. 

Ohne Frage: Unter dem Gesichts­
punkt der Wanderungsanreize und 
dem der sozialen Verträglichkeit 
regionaler Lohnunterschiede be­
finden wir uns in den nächsten 6 
bis 12 Monaten in der kritischsten 
Phase überhaupt. Für viele qualifi­
zierte Kräfte in der ehemaligen 
DDR ist es nicht schwer, im We­
sten Lohn und Brot zu finden. Die 
Engpässe am Arbeitsmarkt im 
Westen Deutschlands führen sogar 
dazu, daß mehr und mehr Fach­
kräfte, die Spezialkenntnisse ha­
ben oder schnell erwerben können, 
aus dem Osten abgeworben wer­
den. Will man sie halten, muß man 
Bleibelöhne bieten, die nicht allzu 
stark hinter denen in der alten 
Bundesrepublik zurückstehen. 
Und auch überall dort, wo nicht 
allein der Markt die Lohnrelatio­
nen bestimmt, sondern - wie etwa 
im öffentlichen Dienst - auch der 
Grundsatz "gleicher Lohn für glei­
che Arbeit" zählt, wird man nicht 
mehr für lange Zeit sehr große 
Entlohnungsunterschiede beibe­
halten können. 

Dennoch: Trotz dieses Anglei-
chungsdrucks müssen und dürfen 
die Löhne in den neuen Bundes­
ländern noch für lange Zeit nicht 
die gleichen sein wie in den alten. 
Leistungsvermögen und Lei­
stungsanforderungen weichen hier 
und dort noch stark voneinander 
ab. Die meisten Arbeitskräfte sind 
überdies nicht völlig mobil, und 
die genannten außermarktlichen 
Faktoren, die den Angleichungs­
druck bestimmen, sind nur mit­
wirkende Faktoren, nicht notwen­
digerweise entscheidende. Außer­
dem sind Nominallohnunterschie­
de nicht immer auch Reallohnun­
terschiede. In den neuen Bundes­
ländern werden noch für längere 
Zeit Teile der Lebenshaltung nen­
nenswert billiger sein als in den 
alten, vom Wohnen bis hin zu 

vielen Dienstleistungen, deren 
Preisniveau wiederum wesentlich 
von den Lohnunterschieden be­
stimmt wird. Dauerhafte regionale 
Lohnunterschiede gibt es im übri­
gen auch in der alten Bundesrepu­
blik und in den anderen markt­
wirtschaftlich orientierten westli­
chen Ländern. Im Westen der Bun­
desrepublik sind sie zwar nicht 
mehr sehr groß. Aber in den son­
stigen räumlich ebenfalls hochin­
tegrierten Volkswirtschaften wie 
Frankreich, Großbritannien und 
den Vereinigten Staaten sind re­
gionale Lohnunterschiede, die sich 
nicht auf wenige Prozentpunkte 
beschränken, geradezu selbstver­
ständlich. 

Nimmt man das alles zusammen, so 
dürfen Arbeitnehmer und Arbeit­
geber - und vor allem die hinter 
ihnen stehenden großen Organisa­
tionen wie Arbeitgeberverbände 
und Gewerkschaften - allen vor­
dergründigen Verlockungen zum 
Trotz mit ihren Forderungen und 
Angeboten den Angleichungs­
druck nicht noch verstärken. 

Von einem Niedriglohngebiet 
träumt keiner 

Natürlich wußte man von Anfang 
an, daß die Lohnpolitik in den 
neuen Bundesländern sich nicht 
nach der normalen Regel richten 
kann, wonach die Lohnsteigerung 
den Produktivitätszuwachs nicht 
übersteigen darf. Mit diesem 
Grundsatz allein in die Lohndis­
kussion für die ehemalige DDR 
gehen zu wollen, wäre realitäts­
blind. Zwar ist Respekt vor dem 
Ergebnis des Einsatzes von Ar­
beitskraft - der Produktivität und 
der Bewertung des Produktionser­
gebnisses am Markt - als funda­
mentales Lohnkriterium unver­
zichtbar. Doch dieses Kriterium 
alleine hilft derzeit nicht weiter, 
wenn es darum geht, der Lohnpo­
litik in den neuen Bundesländern 
Orientierung zu geben. 
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Was kommen muß, und rasch, ist 
die Neuausstattung von Arbeits­
plätzen derart, daß diese von der 
insoweit erzielbaren Produktivität 
her mit dem Besten, was es im 
Westen gibt, vergleichbar werden. 
Die Unternehmen, die in der ehe­
maligen DDR neu investieren 
wollen, sehen das genauso: Sie set­
zen nicht auf dauerhafte Lohnvor­
teile und träumen nicht von einem 
"Niedriglohnland ehemalige 
DDR". Freilich, die Produktivität 
der Arbeit auf den einzelnen Ar­
beitsplätzen ist nur einer der Fak­
toren, die die Kostensituation der 
Unternehmen bestimmen, wenn 
auch ein besonders wichtiger. 
Möglicherweise wird sich - noch 
länger als die veraltete technische 
Ausstattung der Arbeitsplätze -
der Rückstand in der materiellen 
und institutionellen Infrastruktur 
der neuen Bundesländer kosten­
steigernd und erlösmindernd aus­
wirken. Für die den Unternehmen 
nach ihrer Ertragskraft möglichen 
Löhne schlägt das eine leider ge­
nauso zu Buche wie das andere. 
Deshalb sind in der Tat alle An­
strengungen der öffentlichen und 
privaten Hände zu unternehmen, 
die Infrastruktur in ihrer ganzen 
Breite zu verbessern - von der 
Administration bis hin zu den 
Verkehrswegen. 

Neue Wege in der Tarifpolitik 

Für die von den Arbeitnehmern 
verlangten Löhne hätte man sich 
eigentlich ein Szenario zu wün­
schen, in dem die Tariflöhne 
möglichst niedrig belassen - nur 
moderat erhöht - werden und sich 
oberhalb dieser Mindestlöhne eine 
marktgerechte Differenzierung 
der Effektivlöhne herausbilden 
kann. Bestimmend für diese Diffe­
renzierung wären einerseits dauer­
hafte Faktoren, vor allem die 
Qualifizierung der Arbeitskräfte, 
und andererseits die sich aus der 
Knappheit bestimmter Kräfte 
sowie nicht zuletzt aus den unter­

schiedlich starken Wanderungsan­
reizen ergebenden Faktoren. 

In Reinkultur dürfte diese Strate­
gie allerdings kaum zu verwirkli­
chen sein. Denn einmal ist nicht 
jede Lohndifferenzierung, die 
marktgerecht wäre, auch sozial 
konsensfähig. Extreme Unter­
schiede im Ausmaß der raschen 
Ost-West-Angleichung würden 
die Benachteiligten, wenn sie zahl­
reich sind, veranlassen, den An-
gleichungsdruck kollektiv zu ver­
stärken. Und zum anderen steht 
das organisationspolitische Inter­
esse der Gewerkschaften im Wi­
derspruch zu einer Strategie, die 
für einen sehr großen Teil der 
Arbeitnehmer zunächst einmal 
eine sehr deutliche Abweichung 
der Effektivlöhne von den Tarif­
löhnen zulassen soll. 

Dennoch sollten sich alle Beteilig­
ten zumindest im Sinne einer 
Richtschnur von dem auf Dauer 
ohnehin alleintragenden Konzept 
des "Vorrangs für den Markt" 
leiten lassen. Andernfalls wird sich 
der Fehler bei den Durchschnitts­
löhnen, vergleicht man diese mit 
dem Produktionsergebnis, nicht 
verringern, jedenfalls nicht schnell 
genug. Daß dabei Tariflöhne ver­
einbart werden, die für einen Teil 
der betroffenen Unternehmen 
passen, für andere aber nicht, ist 
allerdings unvermeidlich. Um so 
wichtiger ist es, daß die Tarif part­
ner angesichts dieser Jahrhundert-
Herausforderung nicht einfallslos 
bei den eingefahrenen Ritualen 
und Inhalten ihrer Übereinkünfte 
verharren, sondern zumindest für 
eine Reihe von Jahren auch neue 
Wege der Tarifpolitik suchen und 
beschreiten. Jetzt ist die Zeit für 
Phantasie und Einfallsreichtum im 
Interesse derer, die Arbeit behal­
ten oder welche finden wollen. So 
könnten etwa einzelne Unterneh­
men mit Hilfe von Öffnungsklau­
seln in die Lage versetzt werden, 
durch Betriebsvereinbarung mit 

der Belegschaft vorläufig einen 
niedrigeren Lohn als den Tariflohn 
zu zahlen. Wenn eine Belegschaft 
zu dem Schluß kommt, daß es für 
sie im eigenen Interesse vorteilhaf­
ter ist, durch zurückhaltende 
Lohnforderungen die Überlebens­
und Aufbauchancen ihres Betrie­
bes zu verbessern, sollte sie nicht 
durch eine zum Fetisch gewordene 
Starrheit von Tarifverträgen daran 
gehindert werden. Auch der Ver­
zicht auf einen Teil des Festlohns 
zugunsten eines erfolgsabhängigen 
Nachschlags gehört zu den beden­
kenswerten Varianten größerer 
Lohnflexibilität. Größte Zurück­
haltung ist schließlich bei der All­
gemeinverbindlichkeitserklärung 
geboten. Bekanntlich erlaubt das 
Tarifvertragsgesetz den Arbeits­
ministern der Bundesländer und 
des Bundes, bei Vorliegen eines 
öffentlichen Interesses einen Ta­
rifvertrag für allgemeinverbind­
lich zu erklären. Aus den oben 
genannten Gründen gilt für die 
neuen Bundesländer derzeit noch 
mehr als für die alten, daß dieses 
Instrument nur mit äußerster Zu­
rückhaltung genutzt wird. 

Die Verantwortung für die 
Lohnkosten muß bei der 
Lohnpolitik bleiben 

Angesichts der vorläufig großen 
Ungleichheit in den wirtschaftli­
chen Lebensbedingungen und der 
selbst durch einen realistischen 
Lohnabstand nicht voll auszuglei­
chenden temporären Standort­
nachteile ist in den neuen Bundes­
ländern derzeit eine massive Wirt­
schaftsförderung nötig und ge­
rechtfertigt. 

Bei aller grundsätzlichen Ableh­
nung von Subventionen - selbst 
von solchen, die partikular be­
gründet erscheinen mögen - ist 
einzuräumen, daß die Umstellung 
einer bankrotten, das Chaos hin­
terlassenden Planwirtschaft auf die 
eingespielte Maschinerie einer 
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Marktwirtschaft ohne massive öf­
fentliche Hilfen in der zur Verfü­
gung stehenden Zeit einfach nicht 
zu bewerkstelligen ist. Ohne diese 
Hilfen stünde eine Ost-West-Wan­
derung großen Stils ins Haus. Sie 
ist, selbst wenn wir alle das Rich­
tige tun, ohnehin nur noch in 
Teilen abwendbar. 

Um so wichtiger ist es, daß wir uns 
bei der eigentlichen Wirtschafts­
förderung selbst in die Zucht neh­
men und von strengen Prinzipien 
leiten lassen. Wichtigster Grund­
satz: Die staatliche Hilfe muß in 
erster Linie wirkliche Investitions­
förderung sein. Denn entscheidend 
kommt es darauf an, daß private 
Investitionen an die dafür in Frage 
kommenden Standorte in den neu­
en Bundesländern gelockt werden. 
Bei den nur noch geringen Lohn­
unterschieden zwischen den neuen 
und den alten Bundesländern geht 
das in vielen Fällen nicht ohne 
wirtschaftsfördernde Maßnahmen 
ab. Der Staat kann sich in der 
augenblicklichen Situation inso­
weit nicht allein auf die Bereitstel­
lung der notwendigen Infrastruk­
tur beschränken und im übrigen 
die Aufgabe der wirtschaftlichen 
Erneuerung allein dem Privatsek­
tor überlassen. Allerdings darf 
auch diese Situation uns nicht dazu 
verleiten, einen der wichtigsten 
wirtschaftspolitischen Grundsätze 
anzutasten, ohne den die ökonomi­
schen Erfolge der Bundesrepublik 
seit der Nachkriegszeit nicht zu 
denken sind: Die Verantwortung 
für die Entwicklung der Lohnko­
sten muß ungeteilt bei den Tarif­
vertragsparteien bleiben. Zu den 
schlimmsten Fehlern in der Wirt­
schaftspolitik gehört die Verwi­
schung der Grenzen zwischen der 
privaten Verantwortung für die 

Fazit: 

• Voraussetzung für die Gesun­
dung der Wirtschaft in den 
neuen Ländern war und ist, daß 
viele Betriebe geschlossen und 
in den überlebenden überflüssi­
ge Arbeitsplätze abgebaut wer­
den. Daß die Arbeitslosigkeit 
aber derartige Ausmaße an­
nimmt, ist nicht zuletzt auch 
eine Folge der gewerkschaftlich 
erzwungenen Lohnerhöhungen. 

• Indem Politiker und Gewerk­
schaftsfunktionäre sich an die 
Spitze von Demonstrationen 
gegen Arbeitslosigkeit setzen, 
wird den Menschen vorgegau­
kelt, der Staat könne per Macht­
wort alles richten - so wie die 
Menschen es im kommunisti­
schen Staat gewohnt waren. 

• Angesichts der epochalen Her­
ausforderung ist es unerläßlich, 
daß auch die Tarifpartner neue 
Wege beschreiten und alle Teile 
der Gesellschaft sich vom wirt­
schaftlich Notwendigen leiten 
lassen. 

Lohnkosten auf der einen und der 
staatlichen Verantwortung für die 
Rahmenbedingungen auf der an­
deren Seite. Wirtschaftsförderung 
darf daher nicht so ansetzen, daß 
sie direkt oder indirekt auf Lohn-
subventionierung hinausläuft. 
Denn das wäre die beste Einladung 
für zu hohe, wirtschaftlich nicht 
mehr tragbare Löhne. Wirtschafts­
förderung, die wirklich greift und 
die Chancen des ganzen Wirt­
schaftsraumes der neuen Bundes­
länder dauerhaft verbessern will, 
darf ihr staatliches Füllhorn nicht 
einfach auf die Wirtschaftszweige 

ausschütten, die gegenwärtig unter 
zu hohen Löhnen zu leiden haben. 
Sie muß sich vielmehr des Hebels 
der allgemeinen Investitionsförde­
rung bedienen. Am kontraproduk­
tivsten für alle wäre eine Strategie, 
bei der die öffentliche Hand es 
übernähme, dem einzelnen, mit 
der allgemeinen Lohnbewegung 
nicht zurechtkommenden Unter­
nehmen individuell zu helfen. 
Gelegentlich erhobene Forderun­
gen, die Treuhandanstalt möge 
einen solchen Auftrag erhalten und 
das Treuhandvermögen dafür ein­
setzen, führen in die Irre. Damit 
wäre die marktwirtschaftlich un­
verzichtbare unternehmerische 
Verantwortung für Kosten und 
Ertrag aufgehoben und der Weg in 
eine Unwirtschaf tlichkeit und Un­
mündigkeit vorgezeichnet, von der 
die Betriebe und Menschen in der 
ehemaligen DDR sich gerade frei­
machen wollen. 

In beiden Teilen Deutschlands 
muß in diesen Monaten und Jahren 
noch oft von den in vier Jahrzehn­
ten eingeübten Denkmustern und 
Gewohnheiten abgerückt werden -
auch in der erfolgverwöhnten 
alten Bundesrepublik. Nur muß 
auch dann immer noch die große 
Richtung stimmen und das Ver­
hältnis von Regel und Ausnahme 
darf dabei nicht auf den Kopf 
gestellt werden. Wer jetzt noch den 
Eindruck erweckt, die Lohnpolitik 
der Tarifpartner sei nicht mitver­
antwortlich für die weitere Ent­
wicklung in Deutschland, vielmehr 
werde letztlich der Staat schon alles 
geradebiegen, der vereitelt, daß 
die uns gestellte Jahrhundertauf­
gabe bewältigt werden kann. Ver­
sagen wir aber bei diesem "Ge­
meinschaftswerk", so fällt der 
Schaden auf uns alle zurück. 
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